
 

Der Regionalrat ist das gesetzgebende Kollegial- und Vertretungsorgan der Region. Im 
Sinne des Art. 26 des Statutes übt er die gesetzgebende Gewalt nach den für die 
Gesetzesinitiative, Genehmigung und Kontrolle der Regionalgesetze vorgesehenen 
Modalitäten aus, die im Sonderstatut und in der Geschäftsordnung des Regionalrats 
festgeschrieben sind. 

Der Regionalrat wählt unter den eigenen Mitgliedern den Präsidenten, den 
Vizepräsidenten, die Präsidialsekretäre und die Assessoren des Regionalausschusseses, 
so wie von Art. 36 des Statutes vorgesehen; er genehmigt den Haushalt (Art. 84 des 
Statutes); er kann Staats- und Landesgesetze im Sinne der Art. 97 und 98 des Statutes 
vor dem Verfassungsgerichtshof anfechten; ihm steht laut Art. 103 des Statuts das 
Initiativrecht zur Überarbeitung des Sonderstatuts zu; er kann mit der Regierung 
vereinbaren, dass der Antrag auf Abänderung der Bestimmungen des Statutes über die 
eigenen Zuständigkeiten dem Parlament vorgelegt wird, falls die Abänderung mit 
ordentlichem Staatsgesetz erfolgen kann. 

Der Regionalrat ist das Organ, das die Beauftragten ernennt, die - im Sinne des Art. 83 
der Verfassung - im Parlament an der Wahl des Präsidenten der Republik teilnehmen; er 
gibt die von Art. 132 der Verfassung vorgesehenen Gutachten im Falle von Schaffung 
neuer Regionen, Zusammenlegung von Gemeinden und Abänderung der 
Gebietsabgrenzungen ab. Er kann dem Parlament auf Sachgebieten, die nicht in die 
Zuständigkeit der Region fallen, die aber für sie von besonderem Interesse sind, 
Begehrensanträge und Begehrensgesetzentwürfe unterbreiten; er kann schließlich 
Volksabstimmungen über Verfassungsgesetze, ordentliche Gesetze und Akte mit 
Gesetzeskraft sowie Referenden zur Abschaffung von ordentlichen Gesetzen durchführen 
lassen.  

Der Regionalrat setzt sich im Sinne des Art. 25 des Statutes aus den Mitgliedern der 
Landtage zusammen, die nach den von jedem der beiden Landtage festgelegten Regeln 
ernannt werden. Die Amtsdauer des Regionalrates beträgt 5 Jahre, aber nach Art. 33 des 
Statutes kann er aufgelöst werden, wenn er oder sein Präsident verfassungswidrige 
Handlungen oder schwere Gesetzesverletzungen laut Abs. 1 und 2 des Art. 49-bis des 
Statutes begehen. Schließlich kann der Regionalrat auch aus Gründen der „nationalen 
Sicherheit“ aufgelöst werden oder wenn er den Regionalausschuss oder dessen 
Präsident, die Gesetzesverletzungen begangen haben, nicht ersetzt. 

Laut Art. 30 des Statutes bleiben der Präsident und die Vizepräsidenten des Regionalrates 
zweieinhalb Jahre im Amt. Für die erste Halbzeit der Legislaturperiode wird der Präsident 
unter den Abgeordneten der italienischen Sprachgruppe gewählt. Für den darauf 
folgenden Zeitraum wird der Präsident unter den Abgeordneten der deutschen 
Sprachgruppe gewählt. Die Vizepräsidenten werden unter den Abgeordneten gewählt, die 
nicht der Sprachgruppe des Präsidenten angehören. 

Der Regionalrat wird laut Art. 34 des Statutes vom Präsidenten in der ersten Woche eines 
jeden Halbjahres zu einer ordentlichen Tagung einberufen; außerordentliche Tagungen 
beruft er auf Antrag des Regionalausschusses oder des Präsidenten der Region, auf 



Antrag von wenigstens einem Fünftel der im Amt befindlichen Regionalratsabgeordneten 
sowie in den im Statut vorgesehenen Fällen ein. 

Die Bestimmungen zur Regelung der Tätigkeit des Regionalrates werden in Anwendung 
des Art. 31 Abs. 1 des Statutes in einer Geschäftsordnung festgelegt, die von den 
Abgeordneten mit absoluter Mehrheit genehmigt werden muss. 

Die Geschäftsordnung sieht auch die Einsetzung von Gesetzgebungskommissionen, 
Untersuchungsausschüssen, Studienkommissionen und einer Kommission für 
Geschäftsordnung vor.  

Die Ratsfraktionen setzen sich aus den Abgeordneten zusammen, die sich ihnen aufgrund 
ihrer politischen Zugehörigkeit anschließen und dem Präsidium eine entsprechende 
Erklärung abgeben, die nur zum Zwecke der internen Organisation des Regionalrates von 
Bedeutung ist.  

Im Sinne des Art. 28 des Sonderstatutes vertreten die Mitglieder des Regionalrates die 
gesamte Region und sind an keine Aufträge und Weisungen vonseiten der Wähler, 
Parteien, Ratsfraktionen oder von sonst jemandem gebunden, um die freie Ausübung 
ihres Mandats zu gewährleisten. 

Was die Struktur des Regionalrates anbelangt, so ist der Regionalrat ein Kollegialorgan 
mit einer eigenen verwaltungsmäßigen und finanziellen Autonomie, da er jeweils die 
eigenen Ämter – und das entsprechende Personal – zur Erfüllung seiner Aufgaben 
organisieren kann und über einen eigenen Haushalt verfügt. Er ist demnach nicht an 
andere Organe gebunden, noch unterliegt er dem Einfluss anderer Organe.  

Il  Consiglio  regionale  è  l’organo  collegiale  deliberativo  e  rappresentativo  della  Regione.  Per  l’art.  26  St. 
esercita  la  potestà  legislativa  da  svolgere  secondo  le modalità  di  iniziativa  legislativa,  di  approvazione  e 
controllo delle leggi regionali previste dallo Statuto e disciplinate dal Regolamento interno del Consiglio. 
Spetta inoltre al Consiglio eleggere tra i propri membri il Presidente, i Vice‐Presidenti, i Segretari Questori e 
gli  Assessori  della  Giunta  Regionale,  come  previsto  dall’art.  36  St.;  approvare  il  bilancio  (art.  84  St.); 
impugnare  avanti  alla  Corte  Costituzionale,  per  gli  art.  97,  98  St,  leggi  dello  stato  e  provinciali;  può 
promuovere,  come  previsto  dall’art.  103  St.  la  Revisione  dello  Statuto;  per  l’art.  104  St.  può  inoltre 
concordare con il Governo la presentazione alle Camere della richiesta di modificare le disposizioni statutarie 
riguardanti le proprie competenze, nei casi in cui la modifica possa essere effettuata con leggi ordinarie. 
Il Consiglio Regionale è  l’organo competente a designare i delegati che, per l’art. 83 Cost., devono intervenire 
in Parlamento per la elezione del Presidente della Repubblica; esso esprime i pareri previsti dall’art. 132 Cost. 
in  caso  di  creazione  di  nuove  Regioni,  di  fusione  e modifica  dei  lori  territori;  esso  può  presentare  voti  e 
progetti  alle  Camere  in  materia  per  le  quali  la  Regione  sia  particolarmente  interessata,  anche  se  non 
comprese in quelle di sua competenza; può promuovere, infine, referendum su leggi costituzionali e ordinarie 
e su atti aventi forza di legge e promuovere referendum abrogativo di leggi ordinarie. 
Per l’art. 25 St. il Consiglio regionale è composto dai membri dei consigli provinciali, eletti secondo le norme 
definite da ciascuno dei due. La permanenza in carica del Consiglio è di 5 anni, ma per l’art. 33 St., esso può 
essere sciolto per il compimento da parte del Consiglio o del suo Presidente di atti contrari alla Costituzione o 
gravi violazioni di legge previsti dal comma 1 e 2 dell’art. 49.bis St.. Un terzo motivo per il quel il Consiglio può 
essere rimosso sta nella presenza di “ragioni di sicurezza nazionale”. Il Consiglio è sciolto anche nel caso in cui 
non provveda alla sostituzione della Giunta o del Suo Presidente che abbiano compiuto atti illegittimi.  
Per  l’art. 30 St.  il Presidente e  i Vice‐Presidenti del Consiglio restano  in carica per due anni e mezzo. Per  il 
primo periodo  il Presidente deve essere scelto tra  i consiglieri di  lingua  italiana; per  il successivo esso deve 
appartenere al gruppo linguistico tedesco; i Vice‐Presidenti devono  far parte dei gruppi linguistici diversi da 
quello del Presidente.  



Per  l’art.  34  St.  il  Consiglio  deve  essere  convocata  dal  suo  Presidente  in  sessione  ordinaria  nella  prima 
settimana di ogni  semestre e,  in  sessione  straordinaria, a  richiesta della Giunta  regionale o del Presidente 
della Regione o almeno di 1/5 dei consiglieri in carica, nonché nei casi ulteriori previsti dallo Statuto. 
L’esercizio delle proprie  funzioni è disciplinato da un  regolamento “interno” approvato,  in applicazione del 
comma 1 dell’art. 31 St., a maggioranza assoluta dei Consiglieri. 
Il regolamento prevede  l’istituzione delle Commissioni  legislative permanenti,  le commissioni d’inchiesta, di 
studio e di regolamento interno.  
I  “gruppi  consiliari”  sono  quelli  costituiti  dai  consiglieri  per  affinità  politiche  sulla  base  di  dichiarazioni 
rilasciate da ciascuno alla Presidenza, di rilievo solamente ai fini di funzionamento interno del Consiglio. 
Per l’art. 28 St. i consiglieri rappresentano singolarmente l’intera Regione, senza alcun vincolo di mandato nei 
confronti degli elettori, dei Partiti, dei Gruppi consiliari o altro, al fine di garantire il libero esercizio delle loro 
funzioni. 
Per  ciò  che  concerne  la  struttura,  il  Consiglio  corrisponde  ad  un  organo  collegiale,  dotato  di  una  propria 
autonomia sia di carattere amministrativo, potendo organizzare gli uffici – con  il relativo personale – che si 
rendano necessari per lo svolgimento delle proprie funzioni, sia di natura finanziaria, per la quale dispone di 
un proprio bilancio. Esso non è pertanto vincolato ad altri organi né sottoposto a loro interferenze. 

 


